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Die Siebenunddreißigste Verordnung zur Ände- 
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 {Zollkontingent 
für- Rindergefrierfleisch) wurde mit Schreiben des 
Herrn Präsidenten vom 8. Juni 1966 dem Ausschuß 
für Wirtschaft und JVlittelstandsfragen federführend 
und dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten mitberatend mit Frist zum 30. Juni 1966 
zur Behandlung überwiesen. Bei dieser Verordnung 
handelt es sich um eine sog. Nachlaufverordnung, 
die im Bundesgesetzblatt II S. 305 am 7. Juni 1966 
verkündet wurde und am 8. Juni 1966 in Kraft ge- 
treten ist. Der Bundestag hat gemäß § 77 Abs. 5 des 
Zollgesetzes vom 14. Juni 1961 (BGBl. I S. 737) ein 
Aufhebungsrecht 

Der Ministerrat der EWG hat, wie alljährlich, die 
Bundesrepublik mit Beschluß vom 20. Januar 1966 
ermächtigt, zugunsten des Lahdes Berlin ein Zoll- 
kontingent für gefrorenes Rindfleisch in Höhe von 
6000 t für die Zeit bis zum 31. Dezember 1966 zu 
einem Außenzollsatz von 10 Vo des Wertes zu eröff- 
nen. 

Die Bundesregierung hat jetzt von dieser Ermadi- 
tigung wegen der besonderen Bedingungen für die 
Versorgung des Landes Berlin Gebrauch gemacht. 

Die Produktion von Rindergefrierfleisch in der 
Gemeinschaft reicht zur Deckung des Bedarfs in der 
Bundesrepublik nicht aus. Der Fehlbedarf wird aus 


.Drittlandimporten gedeckt. Der Außenzollsatz für 
diese Importe beträgt 20 Vo des Wertes. Für die 
besonderen Berliner Verhältnisse liegt dieser Zoll- 
satz zu hoch. Das zollbegünstigte Kontingent soll 
die Importkosten für den Berliner Bereich entlasten 
und dadurdi' eine gleichmäßige Versorgung insbe- 
sondere der minderbemittelten Berliner Bevölke- 
rung mit preisgünstigem gefrorenem Rindfleisch 
ermöglichen. Das Gefrierfleisch ist zum Direktver- 
kauf an den Einzel Verbraucher bestimmt; ein Ver- 
kauf an Verarbeitungsbetriebe ist unstatthaft. 

Der Ausschuß hat sich davon überzeugt, daß die 
notwendigen- Sicherungsmaßnahmen getroffen sind, 
um zu gewährleisten, daß das zollbegünstigte Kon- 
tingent ausschließlich im Land Berlin verbraucht 
wird und die Zolibegünstigung den Endverbraudiern 
zugute kommt. 

Der Ausschuß für Wirtsdiaft und Mittelstands- 
fragen empfiehlt dem Plenum, die Aufhebung der 
Verordnung nicht zu verlangen. 

Bei der Abfassung des Berichts lag das Beratungs- 
ergebnis des mitberatenden Ausschusses für Ernäh- 
rung, Landwirtschaft und Forsten noch nicht vor. 
Sollte der mitberatende Ausschuß eine vom feder- 
führenden Aussdiuß abweichende Stellungnahme 
abgeben, wird der Berichterstatter diese im Plenum 
vortragen. 


Bonn, den 15* Juni 1966 

Der Ausschuß für Wirtschaft 
und Mittelstandsfrageii 

Dr. h* c, Menne (Frankfurt) Erwin Lange 
Vorsitzender Berichterstatter 

erledigt in der 48. Plenarsitzung am 16. Juni 1966 



